
Paragraphenblatt zum Film Nackt 
 
StGB § 185, § 186, § 223, § 229, § 230 Abs. 1 S. 1, § 238 Abs. 1 und 4, § 77 Abs. 1 und 3, § 77 b Abs. 
1 S. 1, § 201 a  
 

§ 33 KunstUrhG 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen den §§ 22, 23 
ein Bildnis verbreitet oder öffentlich zur Schau stellt. 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
 

§ 22 KunstUrhG 
Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt 
werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden 
ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 
Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im Sinne dieses Gesetzes 
sind der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des Abgebildeten und, wenn weder 
ein Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten. 
 

 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV) ) 

Öffentliches Interesse bei Privatklagesachen 
86 

Allgemeines 
 
(1) Sobald der Staatsanwalt von einer Straftat erfährt, die mit der Privatklage verfolgt werden kann, 
prüft er, ob ein öffentliches Interesse an der Verfolgung von Amts wegen besteht. 
(2 Ein öffentliches Interesse wird in der Regel vorliegen, wenn der Rechtsfrieden über den 
Lebenskreis des Verletzten hinaus gestört und die Strafverfolgung ein gegenwärtiges Anliegen der 
Allgemeinheit ist, z.B. wegen des Ausmaßes der Rechtsverletzung, wegen der Rohheit oder 
Gefährlichkeit der Tat, der niedrigen Beweggründe des Täters oder der Stellung des Verletzten im 
öffentlichen Leben. Ist der Rechtsfrieden über den Lebenskreis des Verletzten hinaus nicht gestört 
worden, so kann ein öffentliches Interesse auch dann vorliegen, wenn dem Verletzten wegen seiner 
persönlichen Beziehung zum Täter nicht zugemutet werden kann, die Privatklage zu erheben, und die 
Strafverfolgung ein gegenwärtiges Anliegen der Allgemeinheit ist. 
(3) Der Staatsanwalt kann Ermittlungen darüber anstellen, ob ein öffentliches Interesse besteht. 
… 
 

Gewaltschutzgesetz 

§ 1 Gerichtliche Maßnahmen zum Schutz vor Gewalt und Nachstellungen 

(1) Hat eine Person vorsätzlich den Körper, die Gesundheit oder die Freiheit einer anderen Person 
widerrechtlich verletzt, hat das Gericht auf Antrag der verletzten Person die zur Abwendung weiterer 
Verletzungen erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Die Anordnungen sollen befristet werden; die Frist 
kann verlängert werden. Das Gericht kann insbesondere anordnen, dass der Täter es unterlässt,  
1. die Wohnung der verletzten Person zu betreten, 
2. sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung der verletzten Person aufzuhalten, 
3. zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich die verletzte Person regelmäßig 

aufhält, 
4. Verbindung zur verletzten Person, auch unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln, 

aufzunehmen, 
5. Zusammentreffen mit der verletzten Person herbeizuführen, 

soweit dies nicht zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn  
1. eine Person einer anderen mit einer Verletzung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit 

oder der Freiheit widerrechtlich gedroht hat oder 
2. eine Person widerrechtlich und vorsätzlich  

a) in die Wohnung einer anderen Person oder deren befriedetes Besitztum eindringt oder 
b) eine andere Person dadurch unzumutbar belästigt, dass sie ihr gegen den 
ausdrücklich erklärten Willen wiederholt nachstellt oder sie unter Verwendung von 
Fernkommunikationsmitteln verfolgt. 



Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe b liegt eine unzumutbare Belästigung nicht vor, wenn die 
Handlung der Wahrnehmung berechtigter Interessen dient. 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 2 kann das Gericht die Maßnahmen nach 
Absatz 1 auch dann anordnen, wenn eine Person die Tat in einem die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit begangen hat, in den sie sich 
durch geistige Getränke oder ähnliche Mittel vorübergehend versetzt hat. 

§ 4 Strafvorschriften 

Wer einer bestimmten vollstreckbaren Anordnung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 oder 3, jeweils auch in 
Verbindung mit Abs. 2 Satz 1, zuwiderhandelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. Die Strafbarkeit nach anderen Vorschriften bleibt unberührt. 
 
 
§ 34a Polizeigesetz NRW 
 
(4) Die Polizei hat die gefährdete Person auf die Möglichkeit der Beantragung zivilrechtlichen 
Schutzes hinzuweisen, sie über Beratungsangebote zu informieren, ihr eine Inanspruchnahme 
geeigneter, für diese Aufgabe qualifizierter Beratungseinrichtungen nahe zu legen und anzubieten, 
durch Weitergabe ihres Namens, ihrer Anschrift und ihrer Telefonnummer einen Kontakt durch die in 
der polizeilichen Einsatzdokumentation näher bezeichneten Beratungseinrichtung zu ermöglichen.  
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